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a u ro ra  
Ze i t u n g  f ü r  r e vo l u t i o n ä r e  P e r s p e k t i ve n   

Diese Welt wird regiert von den Mächti-
gen: den Kapitalist:innen und ihren 
staatlichen Vertreter:innen. In dieser 
Aurora gehen wir darauf ein, was das 
kapitalistische System mit uns macht. 
Wir haben ein Interview über den Ar-
beitsalltag einer ALDI-Verkäuferin ge-
führt und beleuchten die Kapitalismus-
gemachte Klimakatastrophe, die in die-
sem Jahr zu bedrohlichen Rekorden 
geführt hat. 

Und wir gehen darauf ein, wie die 
Mächtigen agieren, um dieses System 
zu verwalten, wie sie gegen Konkur-
rent:innen pokern und Protestierende 
bekämpfen. Die deutsche „Fortschritts“-
Regierung kümmert sich um das Wohl-
ergehen der Konzernkassen mit Milliar-
dengeschenken. Der französische Staat 
ist höchst besorgt um seinen Einfluss 
im Sahel, während Generäle versuchen, 
den Unmut der Bevölkerungen in Sack-

gassen zu lenken. In Berlin wurde der 
Sozialarbeiterin Inés gekündigt, weil sie 
Kolleg:innen zum Protest gegen den 
Sozialabbau der Regierung aufforderte. 

Klar ist, wir müssen dagegen ankämp-
fen. Kann dabei die deutsche Linkspar-
tei eine Perspektive bieten? Spoiler: 
Nein. Wir beschäftigen uns mit ihrer 
Misere und den Plänen von Sahra Wa-
genknecht, eine Konkurrenzpartei zu 
gründen. Gleichzeitig blicken wir in die 
Vergangenheit: Im zweiten Artikel über 
das Jahr 1923 in Deutschland ziehen wir 
Bilanz aus einem verlorenen Kampf von 
vor genau 100 Jahren. 

Schließlich findet ihr auf der Rückseite 
der Aurora einen Bericht zu unserem 
diesjährigen Sommercamp, bei dem wir 
vieles lernen, Spaß haben und Kräfte 
sammeln konnten. Auf geht’s! Gemein-
sam organisiert sind auch wir mächtig! 
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AUS DEN BETRIEBEN 

Der Träger TJFBG, für den Inés gearbeitet 
hat, kündigte ihr, weil sie in einer inter-
nen Email an ihre Kolleg:innen die ge-
planten Kürzungen im Berliner Haushalt 
für Soziales kritisierte. Sie beschrieb die 
Möglichkeiten gewerkschaftlicher und 
betrieblicher Organisation auch im Kon-
text des Streiks der Berliner Lehrkräfte 
für kleinere Klassen. Ihr Träger sah darin 
einen Aufruf zum wilden Streik und eine 
Gefährdung des Arbeitsverhältnisses mit 
dem Land Berlin, der die Schulsozialar-
beit und damit den Träger finanziert.  

Kürzungen des neuen Berliner Senats 

Der Berliner Senat plant für den Haus-
halt 2024/25 drastisch Geld umzuvertei-
len. Bei Polizei und „Sicherheit“ soll der 
Etat drastisch erhöht werden, beim Res-
sort Soziales soll dagegen kräftig gespart 
werden. Allein im Bezirk Neukölln dro-
hen Kürzungen in Höhe von 22,8 Millio-
nen Euro. Drogenhilfeprogramme und 
Freizeiteinrichtungen für Kinder und 
Jugendliche zittern seitdem um ihre 
Existenz. Der Etat für Schulstationen soll 
um 90.000 Euro gekürzt und die Reini-
gung der Schulen eingeschränkt werden. 
Auch bei Schwangerschaftsberatungs-

stellen sollen 1,5 Millionen Euro einge-
spart werden. Neben diesen Kürzungen 
verschärft sich der Lehrkräftemangel 
weiter. Schulen dürfen jetzt offiziell bei 
den Pflichtstunden kürzen. Das ist ihr 
Mittel gegen die 23.000 Unterrichts-
stunden, die in Berlin pro Woche ausfal-
len. Denn wenn der Unterricht nicht 
mehr angeboten wird, kann er schließ-
lich auch nicht ausfallen. Um die stei-
gende Arbeitsbelastung zu verringern 
und den Beruf wieder attraktiver zu ma-
chen, streiken in Berlin seit bald zwei 
Jahren Lehrkräfte für einen Tarifvertrag 
Gesundheitsschutz, der die Klassengröße 
regeln soll (Die Aurora berichtete u. a. in 
Ausgabe 34 und 32 über die Streiks).  

Kampf für einen gemeinsamen Streik 

Inés engagierte sich bei diesen Streiks, 
auch wenn sie als Schulsozialarbeiterin 
nicht zum Streik aufgerufen worden war. 
Sie setzt sich zusammen mit vielen an-
deren aus der Jungen GEW dafür ein, 
dass Erzieher:innen und  Schulsozialar-
beiter:innen von ihrer Gewerkschaft zum 
Streik aufgerufen werden. Bisher muss-
ten diese beiden Berufsgruppen weiter-
arbeiten, während die Lehrkräfte zum 
Streik gingen. Die Mobilisierung dieser 
Berufsgruppen und die Kritik an den 
Kürzungen des Senats nahm der TJFBG 
zum Anlass eine aktive Kollegin zu kün-
digen. Dies ist ein Angriff auf gewerk-
schaftliche Organisierung im Betrieb, ein 
Angriff auf alle aktiven Kolleg:innen und 
auf die Proteste gegen die Kürzungspläne 
des Senates.  

 

 

Breite Solidarität 

Die Junge GEW organisierte eine Unter-
schriftenliste zur Wiedereinstellung. In 
wenigen Tagen kamen mehr als 2000 
Unterschriften zusammen. Am 28.08. 
gab es vor dem Arbeitsgericht in Berlin 
eine Kundgebung mit vielen Reden, die 
sich gegen gewerkschaftsfeindliches Ver-
halten, den Träger, die Kürzungen und 
den Senat wendeten.  

Letzterer ist für die Situation schluss-
endlich verantwortlich. Die Schulsozial-
arbeit und die Erzieher:innen an Schulen 
sind zum größten Teil outgesourct und 
arbeiten bei privaten und freien Trägern. 
Grund dafür waren unter anderem, um 

Geld zu sparen und die gemeinsame ge-
werkschaftliche Organisierung aller Be-
schäftigter an Schulen zu erschweren. 
Für die Träger ist das auch lukrativ. Der 
TJFBG erwirtschaftete 2021 einen Ge-
winn von 6 Millionen Euro.  

Der Kampf geht weiter 

Die Kürzungen im Sozialen, Lehrkräfte-
mangel und Outsourcing auf der einen, 
steigende Ausgaben für Sicherheit, Poli-
zei und Aufrüstung auf der anderen Sei-
te, zeigen, wie wichtig der Kampf für ge-
werkschaftliche und politische Organi-
sierung ist.  Am 31. Januar ist der nächste 
Verhandlungstermin für Inés. In den 
kommenden Monaten wird der Kampf 
weiter gehen.  

Karl Gebhardt, Berlin 

Ein Angriff auf sie ist ein Angriff auf alle! 

>> Dies ist ein Angriff auf gewerkschaftliche 
Organisierung im Betrieb, ein Angriff auf alle 

aktiven Kolleg:innen. << 

 

A nfang Juli wurde der Sozialarbeiterin Inés gekündigt. Sie arbeitete als Schulsozialarbeiterin an 
einer Schule im Berliner Stadtteil Neukölln und ist ein aktives Mitglied der 
Bildungsgewerkschaft GEW. Seitdem gibt es eine Kampagne für ihre Wiedereinstellung, die 
hauptsächlich von ihrer Organisation „Klasse gegen Klasse“ und der Jungen GEW getragen wird. 
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AUS DEN BETRIEBEN  

Diese Lohnrunde zeichnete sich durch 
eine umgekehrte Proportionalität aus: es 
wurde umso mehr von Streik gespro-
chen, als es keine Streiks gab. Die kleine 
Führungsspitze der EVG hatte bei der DB 
nur zwei Warnstreikaktionen vorgese-
hen. Nach der x-ten Verhandlungsrunde 
flüchteten sie schließlich – anders als 
gewerkschaftliche Tarifkommission, 
Bundesvorstand und jede Menge EVG-
Mitglieder wollten – in eine 
„Schlichtung“, was nur eine andere Form 
von Verhandlung ist. damit war ganz 
offen erkennbar, dass sie überhaupt kei-
ne Streiks wollten (selbst wenn sie 
öffentlich was anderes sagten). 

Das Ergebnis dieser Schlichtung brachte 
so winzige Verbesserungen an dem, was 
die DB bereit war zu geben, dass man 
vermuten kann, die an der Geheimrunde 
Beteiligten waren sich schon am ersten 
Tag einig und haben danach nur Ping-
pong gespielt. Im Prinzip sollen alle Be-
schäftigten der DB im Oktober eine ein-
malige Inflationsausgleichsprämie von 
2.850 Euro netto bekommen, ab Dezem-
ber 2023 monatlich 200 Euro brutto 
mehr und ab August 2024 nochmal 210 
Euro monatlich. Die Laufzeit ist 25  
Monate bis März 2025.  

Es gibt aber jede Menge Sonderregeln: 
für die einen etwas weniger Geld, für 
andere deutlich mehr, sogar Verschlech-

terungen bei Arbeitszeiten als Zuge-
ständnisse an die DB. Durch die Diffe-
renzierungen findet wieder eine Aufspal-
tung der Belegschaft statt. Die Forderung 
von 650 Euro für alle war aber so beliebt 
gewesen, weil sie eine gemeinsame war!  

Um dem ganzen einen demokratischen 
Anschein zu geben, organisierte der Vor-
stand der EVG nun nach fast sechs Mo-
naten eine Urabstimmung unter ihren 
ca. 110.000 EVG-Mitgliedern bei der DB. 
Es gab zwei Antworten: „Ja“, wenn man 
dem Ergebnis zustimmt und „Nein“, 
wenn man für Streik ist. Ziemlich ver-
dreht: Eine erste Urabstimmung zur  
Beendigung einer Tarifrunde, statt wie 
sonst üblich als Einleitung zu größeren 
Streiks – ist das das neue Modell in 
Deutschland? Und lediglich 25 % als Zu-
stimmung reichten – eine undemo-
kratische interne Regel, die sich alle  
Gewerkschaften in Deutschland gegeben 
haben. Damit war das Ergebnis vorher-
sehbar.  

Aber wie viele „Nein“-Stimmen würde es 
geben? Das war die spannende Frage 
angesichts unüberhörbarer Kritik. 

Eine fette Ohrfeige für den EVG-
Vorstand und für die DB 

Bei der Abstimmung haben 65 % teilge-
nommen. Von ihnen haben 52,3 % für 
den Schlichtungsvorschlag gestimmt 
und 47,7 % dagegen. 

Wie viele mehr waren gegen den Ab-
schluss, aber haben sich nicht beteiligt, 
weil der EVG-Vorstand erklärt hatte, bes-
ser kann es nicht werden? Der Vorstand 
hat sogar Angst gemacht, bei einem 
Streik könnte was Schlechteres raus-
kommen. Bei der DB sind aber viele mit 
ihren niedrigen Löhnen auf mehr Geld 
angewiesen. Es gab jedoch nicht syste-

matisch gemeinsame Versammlungen, 
um zwischen Fahrdienstleiter, DB Ser-
vice, Busfahrerin, Lokführerin, DB Dialog 
usw. offen zu diskutieren, für wen das 
Ergebnis okay wäre oder ob man gemein-
sam streiken will. Es gab allerdings ein 
paar offene Briefe von EVG-Betriebs-
gruppen, die die verbreitete ablehnende 
Stimmung sichtbar gemacht hatten. 

Die vielen Unzufriedenen haben zum 
Ausdruck gebracht, dass sie nicht für 
Inflation und Krise zahlen wollen. Und 
sie haben sichtbar gemacht, dass man 
diesen Gewerkschaftsapparatleuten 
nicht die Verhandlungen und Streiks 
überlassen darf. „Der Streik den Streiken-
den“ und „Streiks sind die einzige Waffe, 
die die Arbeitenden gegen die Unterneh-
men haben“ – das werden sich die  
Arbeitenden zurückerobern müssen. 

Dieses Ritual ermüdend langer Verhand-
lungen mit wenigen kurzen Warnstreiks, 
deren Daten völlig intransparent von 
oben festgelegt werden, ist keine Spezia-
lität der EVG. Auch nicht das sehnsüchti-
ge Anbiedern bei den Bossen. Wir sehen 
dasselbe bei allen anderen Gewerkschaf-
ten wie ver.di, IG Metall oder GDL … 

Die Gewerkschaftsapparate sind schon 
lange durch hunderte Adern mit den 
Unternehmen und dem kapitalistischen 
Staat verbunden. Für die Konzerne und 
den Staat sind die Arbeitenden Schafe 
und um die in Schach zu halten, braucht 
man Schäfer. Die Gewerkschaftsspitzen 
haben diese Rolle übernommen. Aber 
wer lässt sich schon gerne rumkomman-
dieren? 

Sabine Müller, Berlin 

 

Deutsche Bahn:  
Eine gescheiterte Urabstimmung mit Folgen 

 

E nde Februar begannen die Lohnverhandlungen in der Bahn- und Busbranche, für die die 
Eisenbahnverkehrsgewerkschaft EVG zuständig ist. Gepusht von den Erwartungen der 
Gewerkschaftsmitglieder sollte es eine gemeinsame Tarifrunde für alle mit Lohnerhöhung 
mindestens 650 Euro monatlich und 12 Monate Laufzeit des Tarifvertrages geben. Es kam anders. 

Die Lohnrunde endete jetzt mit einer Abstimmung der EVG-Mitglieder bei der Deutschen Bahn (DB). 
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Interview mit einer ALDI-Verkäuferin 
AUS DEN BETRIEBEN 

Was ist das Beschäftigungsmodell 
und wie viel Lohn bekommst du? 

Bei Aldi wird man mit 14 Euro über dem 
momentanen Mindestlohn von 12 Euro 
bezahlt, aber meiner Erfahrung nach 
nur in Teilzeit eingestellt, dann ist ei-
nem vertraglich jährlich eine Lohnerhö-
hung zugesichert. Weil Aldi aber überta-
riflich zahlt, werden vom Unternehmen 
auch über dem Durchschnitt Leistun-
gen und Arbeitsbereitschaft erwartet. 

Was ist die Zusammensetzung der 
Belegschaft in deinem Betrieb? 

Mit der komplett migrantischen Reini-
gung sind wir etwa 25 Kolleg:innen. Vie-
le meiner Kolleg:innen kommen auch 
aus türkischen Familien, das ist nichts 
Ungewöhnliches. Von den Kolleg:innen 
sind dann etwa eine Hand voll Tagesver-
tretung, sodass immer eine:r vor Ort ist. 

Wie hast du den Leistungsdruck er-
lebt, der in deinem Betrieb an den Tag 
gelegt wird? 

Morgens wird erwartet, dass du schon 
vor der Frühschicht da bist, aber du 
darfst dich nicht einstempeln. Wenn du 
erst zu Schichtbeginn ankommst, musst 
du dir schon was anhören. Es wird sehr 
genau darauf geachtet wie lange du auf 
Toilette bist. Zum Schluss bleibst du 
meistens noch länger als du eigentlich 
müsstest, das wird dann aber wenigs-
tens auch genau eingetragen. Bis diesen 
September war der Arbeitsplan regel-
mäßig Tage vorher noch geändert wor-

den, sodass du deine Woche kaum pla-
nen konntest. Zum Glück hat der Be-
triebsrat erwirkt, dass man jetzt gefragt 
werden muss und dass nicht über den 
Kopf von einem entschieden werden 
darf. Es wird erwartet, dass man auf die 
Wagen zum Warentransport und in die 
Regale klettert um schneller zu sein bei 
der Abfertigung. Bei der Papppresse 
wird auch während des Betriebs weiter 
Pappe reingeschoben und mit einem 
Stab drin rumgestochert damit es 
schneller geht, das ist wirklich gefähr-
lich. Alles muss in erster Linie schnell 
und erst in Zweiter ordentlich gemacht 
werden. Außerdem hat mich einmal die 
Tagesvertretung sehr unter Druck ge-
setzt, als ich eigentlich ziemlich krank 
war und mehrfach darum gebeten habe, 
nach Hause gehen zu dürfen. Am Ende 
musste ich dann sogar deutlich länger 
bleiben, als ich eigentlich eingetragen 

war. Mir wurde gesagt, allen gehe es 
nicht gut und ich könne die Kol-
leg:innen doch jetzt nicht im Stich las-
sen. 

Welche Erfahrungen hast du während 
deines ersten Monates und der Probe-
zeit gemacht? 

Während der Probezeit wurde ich 
durchgehend auf meine mangelnde Effi-
zienz angesprochen und die Tagesver-
tretung hat mir indirekt gedroht, dass 
ich nicht übernommen werde. Da wer-
den dann deine Schritte gezählt und dir 
gesagt, dass du zu lange Wege gehst. 

Man wird unter Druck gesetzt, mehr zu 
tragen als man kann und Dinge zu tun, 
die in den Anleitungsvideos des Unter-
nehmens explizit verboten sind. Die 
Tagesvertretung hat mir dann auch ge-
nau erklärt, dass ich beim Einräumen 
der Regale das richtige Mindset bräuch-
te. Das wäre wie beim Schach und ich 
solle mehrere Züge im Voraus planen. 
Einmal habe ich mit zwei Kartons im 
Gang gestanden als ich noch nicht 
wusste, wo die eingeräumt werden soll-
ten und wurde dann ins Büro geholt 
und für meine unengagierte Körperhal-
tung kritisiert. Man könne es mir auf 
den Überwachungskameras zeigen, wie 
das aussehe, und was sollten denn die 
Kunden erst denken? 

Was sagen deine Kolleg:innen zu den 
Arbeitsbedingungen? 

Es ist eigentlich Konsens, dass wir zu 
viele Überstunden machen. Mindestens 
70 Überstunden in wenigen Monaten 
anzusammeln, wenn im Vertrag nur 21 
Wochenstunden drin stehen ist völlig 
normal. Der Betriebsrat hat gesagt, man 
soll jetzt nur noch die Stunden arbeiten 
die auch im Vertrag stehen. Es ist völlig 
unklar, wie das alles zu schaffen sein 
soll, wenn diese Überstunden nicht ge-
macht würden, aber der Arbeitgeber 
auch keine dringend notwendigen Leute 
einstellt. Es gibt auch einige Kritik an 
der Logistik des Unternehmens mit den 
Lieferungen und der Unterbringung. 

Interview geführt von Luna Roth,  
Düsseldorf 

>> Einmal habe ich mit zwei Kartons im Gang 
gestanden als ich noch nicht wusste, wo die 

eingeräumt werden sollten und wurde dann ins Büro 
geholt und für meine unengagierte Körperhaltung 

kritisiert. Man könne es mir auf den 
Überwachungskameras zeigen, wie das aussehe, und 

was sollten denn die Kunden erst denken?  << 

H allo Elena, du arbeitest seit einigen Monaten als Verkäuferin in einem Aldi. Wir würden dir gerne 
ein paar Fragen zu deinen Arbeitsbedingungen stellen. Danke, dass du dir die Zeit genommen 
hast. 
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Die Klimakatastrophe ist kein Schreck-
gespenst aus einem dystopischen  
Science-Fiction-Film, in dem eine Natur-
katastrophe biblischen Ausmaßes die 
Menschheit beinahe ausrottet. Vielmehr 
wird das Wetter zunehmend extremer 
und unberechenbarer – und damit auch 
die Lebensbedingungen auf der Erde. 
Dieser Prozess hat bereits begonnen, es 
bleibt jedoch unvorhersehbar, was da 
noch alles kommt – aber es wird richtig 
heftig. 

Der Juli 2023 war global der bisher  
heißeste Monat, die Temperaturen wer-
den weiter steigen. Bereits im Sommer 
2022 gab es in Europa 60.000 hitzebezo-
gene Todesfälle. Besonders betroffen 
sind ältere, gesundheitlich angeschlage-
ne und ärmere Menschen. Für etliche 
Berufsgruppen ist die Hitze eine enorme 
Mehrbelastung und gefährlich. Neben 
den steigenden Temperaturen sorgen 
Wetterextreme für Zerstörung und um-
fassende Schäden an Menschen, Natur 
und Infrastruktur. 

Brennende Wälder 

In Kanada begannen die Waldbrände 
bereits im März und damit besonders 
früh. Bis Anfang September verbrannte 
mehr als doppelt so viel Waldfläche wie 
im bisherigen Rekordjahr. Die entstan-

dene Luftverschmutzung betraf über 100 
Millionen Menschen, auch in Teilen der 
USA war der Aufenthalt im Freien ge-
sundheitsgefährdend. Zudem wurden 
rund 200.000 Menschen evakuiert. 
Durch die Brände gelangte massenhaft 
CO² in die Atmosphäre, was den Klima-
wandel weiter befeuert. 

Im August brachen auf Hawaii heftige 
Brände aus. Alleine in der Stadt Lāhainā 
starben mindestens 115 Menschen, Hun-
derte gelten noch als vermisst – die 
höchste Opferzahl bei Bränden in den 
USA seit 100 Jahren. 2.220 Gebäude wur-
den zerstört, der Sachschaden geht in die 
Milliarden. Die Vorgeschichte der Brän-
de reicht 150 Jahre bis zur Kolonisierung 
der Inseln zurück. Damals wurden auf 
Hawaii riesige Zuckerrohr- und Ananas-
Plantagen angelegt und dafür Wald gero-
det. Von den einst wasserreichen Flüssen 
ist nach jahrzehntelanger intensiver Be-
wässerung nicht mehr viel übrig. Viele 
der ehemaligen Plantagen liegen brach, 
nachdem die Produktion in billigere Län-

der wie Indonesien verlagert wurde.  
Diese wurden von leicht brennbaren, 
invasiven Gräsern zugewuchert, die ei-
nen perfekten Brandbeschleuniger bil-
den. Gleichzeitig wächst diese Pflanzen-
art nach den Feuern wieder am schnells-
ten nach. Ein tödlicher Kreislauf. 

Regen, Regen, Regen 

Griechenland erlitt diesen Sommer die 
bisher größten Waldbrände innerhalb 
der EU. Unmittelbar darauf folgten 
Starkregen und Überschwemmungen. 
An nur zwei Tagen ging die Regenmenge 
eines ganzes Jahres nieder, betroffen 
waren auch Bulgarien und die Türkei. 
Neben etlichen Toten wurden Wohn-
häuser, öffentliche Infrastruktur und 
landwirtschaftliche Flächen samt Ern-
teerträgen zerstört. 

Auch Österreich hat einen extremen 
Sommer hinter sich. Hitzewellen sind 
hier verglichen mit der Zeit bis 1990 um 
rund 50 Prozent häufiger und ein paar 
Tage länger geworden. Gleichzeitig gab 
es gleich mehrere Starkregenereignisse 
und Überschwemmungen. Die Unwetter
-Einsätze und Aufräumarbeiten wurden 
weitgehend von Freiwilligen Feuerweh-
ren und der lokalen Bevölkerung selbst 
geleistet – bei einer derartigen Häufung 
von extremen Wetterereignissen eine 
riesige Belastung. Die Regierung ver-
spricht Abhilfe durch Direktzahlungen, 
aber verzichtet gleichzeitig auf wirkliche 
Maßnahmen gegen den Klimawandel 
und zur notwendigen Anpassung an die-
sen. Wie soll das in Zukunft ausschauen, 
wenn das alles noch heftiger wird? 

Zerstörung und Wiederaufbau 

Das alles waren leider nur ausgewählte 
Beispiele, weltweit sind Menschen durch 
den Klimawandel und Wetterextreme 
akut und dauerhaft bedroht. Diesen töd-
lichen Kreislauf aus Zerstörung und Wie-
deraufbau können wir nur durch die Zer-
störung der kapitalistischen Ordnung 
und den Aufbau einer solidarischen, öko-
logischen Gesellschaft unter Kontrolle 
der Arbeitenden selbst durchbrechen. 

 

Johannes Wolf, Wien 

KLIMA 

Ein Sommer der Extreme 

D er zurückliegende Sommer war von Wetterextremen geprägt: Hitzewellen, 
Überschwemmungen, Brände, Rekordtemperaturen. Dabei sehen wir erst den Beginn eines 
massiven Wandels im Weltklima. Die Arbeitenden weltweit zahlen einen hohen Preis: 
gesundheitliche Schäden, Tod, Zerstörung von Infrastruktur und Lebensraum ... 
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In den letzten Jahren hat der Kapitalis-
mus auf verschiedensten Ebenen immer 
deutlicher gezeigt, dass er die Mensch-
heit von einer Krise in die nächste 
schleudert: Auf wirtschaftlicher Ebene 
ist er seit der Finanzkrise 2007-9 kaum 
zur Ruhe gekommen (Euroschulden-
Krise, Corona-Krise, Inflation), er fährt 
ungebremst in die Klimakatastrophe, 
und gleichzeitig nehmen die internatio-
nalen Spannungen zu: bis hin zum Ukra-
ine-Krieg und der Einstimmung auf wei-
tere Kriege „hoher Intensität“. 

Krise der Linkspartei und Aufstieg der 
AfD 

Doch gerade in diesen Jahren hat die 
Linkspartei sich nicht als Alternative zu 
diesem bankrotten kapitalistischen Sys-
tem präsentieren können, sondern hat 
seit 2009 massiv Mitglieder und Wäh-
ler:innen verloren. Damals zählte die 
Partei noch 78.000 Mitglieder und kam 
bei der Bundestagswahl auf 11,9 %. Ende 
letzten Jahres gab es noch 54.000 Mit-
glieder und zuletzt erreichte die LINKE 
im Bund nicht einmal die 5-%-Hürde. 

Stattdessen konnte die rechtspopulisti-

sche bis rechtsradikale AfD von der Kri-
senstimmung profitieren und liegt der-
zeit bei Umfragen als zweitstärkste Par-
tei klar über 20 %. Dabei bietet sie kei-
nerlei Lösung für all die vom Kapitalis-
mus verursachten Probleme an, sondern 
nur einen Sündenbock – Geflüchtete 
und Migrant:innen im Allgemeinen – 
und ein rückwärts gerichtetes Weltbild, 
wonach „früher“ die Welt in Ordnung 
war, solange konservative Normen nicht 
in Frage gestellt und gesellschaftliche 
Vielfalt versteckt oder unterdrückt wur-
de. 

Welche Erfolgschancen hat eine Wa-
genknecht-Partei? 

Innerhalb der Linkspartei ist es Sahra 
Wagenknecht, die seit Jahren versucht, 
einen Teil dieser Politik zu kopieren, in 
der Hoffnung so der AfD wieder Stim-
men abjagen zu können.1 Dieser Flügel-
kampf hat vermutlich auch einen Teil 
zur Schwächung der Linken beigetragen. 
Jedenfalls bereiten sie und ihre Anhän-
ger:innen sich nun vor, das sinkende 
Schiff zu verlassen. Es wird immer wahr-
scheinlicher, dass der Wagenknecht-
Flügel zu den Europawahlen 2024 als 

neue Partei antritt. Vorbereitungen lau-
fen schon, eine offizielle Parteigründung 
wird es wohl erst Anfang nächsten Jah-
res geben, weil es finanzielle Vorteile bei 
der Wahlkampfkostenerstattung gibt, 
wenn die Partei erst im Wahljahr ge-
gründet wird. 

Über die Erfolgsaussichten wird wild 
spekuliert. Im Sommer machte eine Um-
frage die Runde, wonach sie aus dem 
Stand auf 15 % kommen und den Höhen-
flug der AfD bremsen würde. Eine detail-
liertere Forsa-Umfrage Mitte August ist 
zurückhaltender: Danach sind sich nur 
3 % „sicher“ diese Partei zu wählen, wenn 
sie denn antreten würde, 18 % können es 
sich „vielleicht“ vorstellen. Das lässt eine 
sehr weite Spanne, was nicht verwun-
derlich ist, wenn weder das Programm 
noch das Personal der Partei und erst 
recht nicht ihre Wahlkampf-Slogans 
vorhersehbar sind, abgesehen von ver-
schiedenen Äußerungen Wagenknechts 
selbst. Interessant ist (auch hinsichtlich 
der Kräfteverhältnisse innerhalb der 
Linkspartei), dass unter jetzigen Anhä-
nger:in-nen der LINKEN 22 % „sicher“ für 
eine Wagenknecht-Liste stimmen wür-
den und weitere 38 % es in Erwägung 
ziehen. Von jetzigen AfD-
Anhänger:innen sind sich 5 % „sicher“ 
Wagenknecht wählen zu wollen und 
immerhin 48 % können es sich vorstel-
len. 

Es ist also durchaus möglich, wenn auch 
längst nicht ausgemacht, dass eine neue 
Wagenknecht-Partei einen Achtungser-
folg auf Wahlebene erringt, was dann die 
verbleibende LINKE weiter schwächen 
dürfte. Doch ob eine Wagenknecht-
Partei sich auch längerfristig halten 
kann, steht auf einem anderen Blatt. Der 
„linkspopulistische“ Spagat, für den Wa-
genknecht steht, zwischen eher linker 
Umverteilungspolitik und konservativ 
rechtem Kulturkampf à la AfD, droht 
auch in der neuen Partei zu Streit und 

LINKSPARTEI 

Linkspartei ohne Perspektive 

D ie Linkspartei ist seit Jahren in der Krise, während am rechten Rand die AfD im Aufschwung ist. 
Jetzt droht auch noch die Abspaltung des Wagenknecht-Flügels. Welche weiteren Aussichten 
gibt es für diese(s) Projekt(e) und wie könnte eine echte linke Perspektive gegen den Aufstieg 
der AfD aussehen? 
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LINKSPARTEI  

Zerreißproben zu führen. Vor allem aber 
wäre eine solche Partei, selbst wenn sie 
Wahlerfolge feiert und den Aufstieg der 
AfD zunächst bremst, kein Gewinn für 
den Klassenkampf. Vielmehr würde ne-
ben der AfD eine zweite Partei existie-
ren, die mit billigen Parolen gegen Ge-
flüchtete und andere Minderheiten auch 
innerhalb der Arbeiter:innenklasse Stim-
mung macht und so nicht nur vom Klas-
senkampf ablenkt, sondern existierende 
Spaltungslinien unter den Arbeitenden 
noch verstärkt. Der rechten Ideologie der 

AfD würde so nichts entgegengesetzt, 
sondern sie würde weiter legitimiert und 
bestärkt werden. 

Das Hauptproblem der Linkspartei 

Die LINKE außerhalb des Wagenknecht-
Flügels spricht ebenfalls viel von einem 

„Neuanfang“ – die lähmen-
den internen Flügelkämpfe 
sollen mit der Trennung von 
Wagenknecht überwunden 
sein und die Partei sich wie-
der erholen. Doch eigentlich 
steht dieser Teil der Partei 
für ein „weiter so“, und das 
ist der springende Punkt, 
weshalb diese Partei in all 
den Jahren von der Krise des 
Kapitalismus nicht profitie-
ren konnte. Ohne jemals 
bundesweit an einer Regie-
rung beteiligt zu sein, hat es 
die LINKE – durch Teilnah-
me an vielen Landesregie-
rungen vor allem in Ost-
deutschland – geschafft, als 
Partei des Establishments 
wahrgenommen zu werden. 
Ihre einzige Perspektive ist 
nach wie vor in Regierungs-
beteiligungen zu kommen. 

Immer mit dem Argument, man könne 
das dann sozialer gestalten als andere 
Parteien, wird jedes Mal wieder das kapi-
talistische Elend loyal mitverwaltet. Ge-
rade in Berlin können wir davon ein Lied 
singen, wo die PDS als Vorgängerin der 
LINKEN Wohnungen privatisiert und 
entscheidende Verschlechterungen für 
die Beschäftigten (nicht nur) in den 
öffentlichen Krankenhäusern durchge-
setzt hat – also für genau all das verant-
wortlich ist, wogegen die größten sozia-
len Bewegungen der letzten Jahre an-

kämpften. Diese Regierungserfahrungen 
sind der Grund, weshalb es mittlerweile 
die AfD ist, die in den Augen von vielen 
am glaubwürdigsten gegen „das System“ 
oder gegen „die da oben“ auftritt. 

 

Wir brauchen eine revolutionäre Al-
ternative (nicht nur für Deutschland) 

Die Linkspartei hat viele Aktivist:innen 
und Wähler:innen enttäuscht. Die bevor-
stehende Spaltung wird noch mal mehr 
Menschen, die all das, was der Kapitalis-
mus für uns bereit hält, nicht länger er-
tragen wollen, nach neuen Perspektiven 
suchen lassen. Da ist eine revolutionäre 
Linke gefragt, die anders als die Linkspar-
tei keine bloß enttäuschenden Illusio-
nen in den bürgerlichen Staatsapparat 
und Regierungsbeteiligungen schürt, 
sondern bewusst Mobilisierungen auf 
der Straße und in den Betrieben anstrebt 
und organisiert, um die Welt zu verän-
dern. Die den Abgehängten und sich 
ohnmächtig Fühlenden anders als AfD 
und Wagenknecht nicht anbietet, nach 
unten zu treten, um vermeintlich beste-
hende Errungenschaften im Konkur-
renzkampf gegen noch stärker Ausgebeu-
tete zu verteidigen, sondern die den ge-
meinsamen Widerstand der Ausgebeute-
ten und Unterdrückten in all ihrer Viel-
falt auf die Tagesordnung setzt. 

Die radikale und revolutionäre Linke ist 
(nicht nur in Deutschland) extrem zer-
splittert. Um als Alternative zur Links-
partei wahrgenommen zu werden und 
eine glaubwürdige Alternative anbieten 
und verkörpern zu können, müssen wir 
auch diese Zersplitterung im Rahmen 
unserer Möglichkeiten überwinden. Wir 
als RSO haben in den letzten Jahren 
schon öfter unsere Bereitschaft erklärt, 
mit anderen revolutionären Kräften zu-
sammenzuarbeiten, um einen Beitrag 
zur Schaffung einer dringend benötigten 
größeren revolutionären Partei zu leis-
ten.2 Und wir sind optimistisch, dass wir 
angesichts der Krise der Linkspartei, wie 
auch all der Krisen des Kapitalismus, bei 
dieser Aufgabe Mitstreiter:innen finden! 

Richard Lux, Berlin 

Fußnoten 
1 Mit Wagenknechts politischen Ansichten haben 
wir uns hier ausführlicher auseinandergesetzt: 
sozialismus.click/identitaetspolitik-und-
klassenkampf-zum-neuen-buch-von-sahra-
wagenknecht/ 

 2 Siehe zum Beispiel unter: sozialismus.click/vom-
revolutionaeren-bruch-zu-einer-revolutionaeren-
zusammenarbeit/ 

>> Ohne jemals bundesweit an einer Regierung 
beteiligt zu sein, hat es die LINKE – durch Teilnahme 

an vielen Landesregierungen vor allem in 
Ostdeutschland – geschafft, als Partei des 

Establishments wahrgenommen zu werden. << 
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Es gibt aber auch das: ca. 20 % der Fami-
lien können sich keine Urlaubsreise leis-
ten. Nicht mal ums Eck. Beim soge-
nannten Inflationsausgleich gingen Stu-
dierende und Rentner:innen fast leer 
aus. Die Kolleg:innen der Charité CFM, 
die dem Berliner Senat gehört, wird die 
Infaltionsausgleichsprämie komplett 
versagt. Der Mindestlohn wird steigen, 
um glatte 41 Cent pro Stunde. Die Tarif-
abschlüsse bei Post oder Öffentlichem 
Dienst gelten als Rekord, aber die Inflati-
on ist noch viel mehr Rekord. Die Indust-
riestrompreisbremse reicht nicht bis zu 
uns. Heizen wird mal wieder teuer, 
Grund ist angeblich die CO2-Bepreisung. 
Und vom „Klimageld“ an die „Bürger“ ist 
nichts zu sehen. Stattdessen gibt es Vor-
schläge zur Erhöhung des Rentenalters. 

Ein Strom an öffentlichen Geldern 

Aber wirklich gut im Jammern ist die 
Wirtschaft. Dem Grünen Habeck ist ganz 
wichtig, sich nicht nachsagen zu lassen, 
dass er die deutsche Wettbewerbsfähig-
keit schädige. Dafür kämpft er für dicke 
Preisrabatte für Industriebetriebe beim 
Strompreis. Die Modalitäten für dieses 
Geschenk sind noch nicht klar, aber es 
geht um staatliche Hilfen von mind. 30 
Milliarden. Vom sog. Brückenstrompreis 
wird auch die Stahlindustrie profitieren, 
das heißt Krupp, ArcelorMittal, Salzgitter 
Stahl usw. werden die Hand aufhalten 
und reichlich staatliche Kohle abholen. 
Alles Unternehmen, die mit ihren 
Hochöfen längst Gewinne gemacht ha-
ben. ThyssenKrupp hat weitere zwei Mil-
liarden beim Bundesministerium und 
vom Land NRW eingesackt. 

Die Intel-Fabrik bei Magdeburg wird der 
Staat mit 10 Mrd. Euro bezuschussen. 
Eine Million Euro gibt der Staat je ent-
stehendem Arbeitsplatz in dieser Chip- 
Fabrik aus. TSMC baut auch so eine Fab-

rik bei Dresden, um die Autoindustrie zu 
beliefern. Dafür wird es fünf Milliarden 
geben. 

Dabei haben die 40 DAX- Konzerne in 
der ersten Hälfte 2023 56 Mrd. Euro Ge-
winn eingefahren! Die Unterstützung 
der Wirtschaft mit u. a. 212 Mrd. Euro zur 
„Bekämpfung der Klimakrise“ sind zu-
sätzliche Geschenke für diese „Inves-
toren“, die nur nach weiteren (wenn 
nicht höheren) Gewinnen schielen. Für 
sie sind Haushaltsnachtrag, Schatten-
haushalte (durch Kredite an ausgelagerte 
staatseigene Firmen) und die berühmten 
Sonderfonds, die mit unseren Steuern 
und CO2-Aufschlägen gefüllt werden, 
gedacht. Ein paar kleinere lokale Firmen 
werden vielleicht auch was abbekom-
men, aber die Großen stehen in der Rei-
he vorn. 

Alles das ist angeblich fürs Klima und 
Unterstützung der Wirtschaft in der 
weltweiten Konkurrenz … naja, man 
muss umso mehr Blabla machen, je 
offensichtlicher es einzig darum geht, 
direkt und indirekt große Konzerne zu 
bedienen, die einfach nur Subventionen 

abgreifen. Und auch der angebliche Kli-
maschutz der Ampelregierung ist weitge-
hend eine Politik zugunsten der reichen 
Industrie Deutschlands. Dieses Geld 
wird sich die Politik zurückholen wollen. 
Die erste Adresse dafür sind wir, die  
Malocher:innen, die Rentner:innen oder 
die Arbeiter:innen von Morgen in Schule 
und Studium. 

So kann es nicht bleiben 

So stimmen uns Wirtschaftsweisen und 
Politik diesen Sommer ein: für die Wett-
bewerbsfähigkeit und für den Klima-
schutz müssten wir uns einschränken. 
Aber dieser Verzicht gilt für die Superrei-
chen nicht!? Da gibt es einen Denkfehler. 
Die Löhne müssen hoch, die Mieten run-
ter. Wer sich wirklich Sorgen um das 
Klima, seine Zukunft und die seiner Kin-
der macht, nimmt jetzt die Fäuste aus 
den Taschen und organisiert sich mit 
uns und seinen Kolleg:innen. Es gibt vie-
le Tarifrunden und am 15. September 
gibt es eine weltweite Demo für das Kli-
ma: die muss antikapitalistisch sein! 

redaktionell bearbeiteter Leitartikel unseres 
Betriebsflugblatts vom 31. 8. 2023  

DEUTSCHLAND 

Wegen Konjunktur und Klima werden 
Milliarden locker gemacht: für wen? 

D ie Wirtschaftseliten reden von der kranken deutschen Wirtschaft und in Bundes- und 
Landespolitik überschlägt man sich mit Zusagen, bestimmten Industriezweigen kräftig unter die 
Arme zu greifen. „Wirtschaftsstandort“ und „Klimaschutz“ werden als moralischer Vorwand 

genutzt, um Milliarden an Konzerne und in die Taschen der Reichen zu leiten. 
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Und darauf reagiert die ehemalige Kolo-
nialmacht prompt. Direkt nach dem 
Staatsstreich in Niger am 26. Juli 2023, 
verkündete Macron, die finanzielle Un-
terstützung einzustellen, um Druck auf 
diejenigen auszuüben, die die Macht im 
Land übernommen haben. Es geht um 
die Hilfe der französischen Entwick-
lungsagentur1, die Niger 120 Millionen 
Euro für das Jahr 2022 zahlte und diese 
Summe auch für 2023 vorgesehen hatte. 
Und sie wissen genau, wohin sie mit 
diesem Geld wollen. 

Französisches Geld für französische 
Interessen 

Denn damit finanziert werden 
„Projekte“: im besten Fall ein Paar Kran-
kenstationen oder Klassenzimmer, die 
Ausbesserung einiger Straßen …, wenn 
sie für den Transport von Uranerz nütz-
lich sind! Oder auch die Subventionie-
rung für den Ausbau der Wasserversor-
gung - wovon vor allem Veolia2 profitie-
ren konnte, die seit 2001 das Monopol 
für die Trinkwasserversorgung im Land 
haben. Kleine Almosen auf der einen 
Seite, Tonnen von Uran zur Versorgung 
französischer Atomkraftwerke auf der 
anderen: Man muss nicht lange suchen, 

um herauszufinden, wer hier wem nützt. 
Und man muss auch nicht lange suchen, 
um den wachsenden Hass vor allem der 
nigrischen Jugend auf den französischen 
Imperialismus zu verstehen, nicht nur 
wegen der Plünderung der Reichtümer 
des Landes, während die Bevölkerung im 
Elend lebt, sondern auch wegen der Be-
dingungen dieser Ausbeutung selbst, vor 
allem in den Uran-Minen. Terroristische 
Gruppen und Banden, die vom Terroris-
mus profitieren, sind nur ein Nebenpro-
dukt eben dieses Elends. 

Seit Jahrzehnten nutzt Frankreich seine 
Präsenz und seinen Einfluss in der Sa-
helzone, um die Länder ihrer Rohstoffe 
zu berauben: allem voran ist die Uranför-
derung in Niger. Nachdem die größte 
Mine Arlit 2021 ihre Tore schließen 
musste, da die Reserven erschöpft waren, 
hinterließen sie der Bevölkerung nichts 
als radioaktive Verschmutzung und eine 
Arbeitslosenquote von über 60 %. Weite-
re Projekte waren geplant, doch nach 
dem Putsch ist unklar, wie es mit der 
Präsenz französischer Konzerne in Niger 
weitergeht. 

Die Generäle, die in Niamey die Macht 
übernommen haben, sind sich nicht zu 
schade, diese antifranzösische, anti-
imperialistische Stimmung in ihrem 
Machtkampf mit dem vertriebenen Prä-
sidenten und der französischen Regie-
rung zu nutzen, nachdem sie selbst jah-
relang mit der französischen Armee kol-
laborierten. Jetzt, wo sie sich von Frank-
reich abgewandt haben, schmeißen sie 
sich aus Alternativlosigkeit, verkleidet 
als Antiimperialismus, in den verlänger-
ten Arm Russlands. Sowohl in Mali als 
auch in Niger ist die Wagner-Gruppe vor 
Ort. Noch ist auch eine Stimmung in der 
Bevölkerung zu spüren: Auf den Putsch 
folgte ein nationalistischer Aufschwung, 

der Andrang von Freiwilligen in die Ar-
mee ist seitdem enorm. Doch kann das 
die Alternative sein? 

Ob in Mali, Burkina Faso, Senegal oder 
Niger, heute sieht man eine Jugend, die 
bereit ist, auf die Straße zu gehen gegen 
die Plünderung der Reichtümer und das 
Elend ihres Landes. 

Diese Aufstände der Bevölkerung, wie 
die Streiks und Demonstrationen, die 
2019-2020 in Mali stattfanden, bevor die 
Militärjunta den Präsidenten stürzte, 
oder 2019 im Sudan, bevor eine Koalition 
aus Offizieren die Geschäfte übernahm 
und eine neue Diktatur gegen die Bewe-
gung errichtete, sind für die imperialisti-
schen Großmächte, die die Reichtümer 
Afrikas unter sich aufteilen (oder darum 
streiten), weitaus gefährlicher als jeder 
Militärputsch oder Regimewechsel. Die-
se Mobilisierungen der Bevölkerung sind 
die Zukunft. 

 

Maria Brücke, Berlin 

 

Fußnoten: 
1 Agence française de développement (AFD) 

2 französischer Großkonzern mit Schwerpunkt im 
Bereich Wasser/Abwasser, Abfallentsorgung und 
Energie  

INTERNATIONAL 

Frankreich und die Sahel-Zone:  
Wessen Hand wäscht die andere? 

F rankreich verliert stückchenweise seine Verbündeten in der Sahelzone. Nach Mali und Burkina 
Faso folgten jetzt in diesem Sommer Gabun und Niger. Das Muster bleibt ziemlich gleich: Bei 
Militärputschen wird die ehemalige Regierung abgesetzt, eingesperrt oder vertrieben und eine 
neue ausgerufen, meist aus Putschisten oder Opposition. Was haben sie alle gemeinsam? Sie 

wollen nicht mehr von Frankreich ausgebeutet werden. 
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Revolutionäre Chance verpasst oder 
weiterer Putschversuch? 

Es gibt eine Fülle an Texten und Artikeln 
zum Thema des deutschen Oktober. Im 
Wesentlichen unterscheiden sie sich 
danach, wie die Verfasser:innen zu der 
Frage stehen: Gab es 1923 eine revolutio-
näre Situation in Deutschland? Vor der 
Beantwortung dieser Frage hängt auch 
entscheidend die Einordnung der Ereig-
nisse ab. Doch was genau macht eigent-
lich eine revolutionäre Situation aus? 

Lenin, der ja ein bisschen Revolutions-
Erfahrung hatte, schrieb, dass die Revo-
lution erst siegen kann, wenn „die ‚Unter-
schichten‘ das Alte nicht mehr wollen und 
die ‚Oberschichten‘ in der alten Weise 
nicht mehr können“, das heißt „die herr-
schenden Klassen eine Regierungskrise 
durchmachen, die sogar die rückstän-
digsten Massen in die Politik hinein-
zieht […], die Regierung kraftlos macht 
und es den Revolutionären ermöglicht, 
diese Regierung schnell zu stürzen.“2 

All diese Merkmale sind im August 1923 
aus unserer Sicht belegbar, wie schon im 
vorangegangenen Artikel ausgeführt. 
Doch woran ist die Revolution geschei-
tert? 

Über revolutionäre Ungeduld und 
nachgeborene Besserwisser 

Für das Verpassen der revolutionären 
Gelegenheit wurde vor allem von stali-
nistischer Seite einzig die KPD-Führung 
verantwortlich gemacht, nach dem Sche-
ma: Die KPD-Führung hat zuerst die Ent-
wicklung der revolutionären Situation 
nicht erkannt und als dann – nach Ein-
greifen der Führung in Moskau – endlich 
Kurs auf den Aufstand genommen wur-
de, haben sie das auch noch versemmelt. 
Doch die Realität ist viel komplexer. 

Auf die Situation der deutschen Kommu-
nist:innen haben wir bereits im ersten 
Artikel hingewiesen. Vom ersten Tag 
ihrer Existenz an stand die KPD unter 
Feuer. In den Jahren 1919-21 zogen reak-
tionäre Freikorps und Reichswehr in 
Bürgerkriegskämpfen eine blutige Spur 
durch Deutschland. Der Preis, den die 
deutsche Arbeiter:innenklasse für die 
verlorene und verratene Revolution von 
1918/19 bezahlen musste, war blutig und 
bitter. Tausende Proletarier:innen wur-
den ermordet – unter ihnen so viele, die 
als Führung gebraucht wurden – nicht 
nur die beiden Bekanntesten, Rosa Lu-
xemburg und Karl Liebknecht. 

Mehr als verständlich also, dass die KPD-
Führung unerfahren und oft unsicher 
war. Seit Februar 1923 wurde die KPD-
Zentrale von Heinrich Brandler, Metall-
gewerkschafter aus Chemnitz und Au-
gust Thalheimer, Parteitheoretiker aus 
Stuttgart, geführt. Aus den Jahren der 
Niederlagen hatten sie eine ganz ent-
scheidende, aber dann doch zu einseitige 
Lehre gezogen: Man darf nicht zu früh 
losschlagen! Und man muss die Teile der 
Massen, die noch unter sozialdemokrati-
schem Einfluss stehen, mit viel Geduld 
und Spucke überzeugen. Auch die Ereig-
nisse der ersten Jahreshälfte hatten sie 
nicht dazu gebracht, diese Einstellungen 
zu überdenken – obwohl doch auch die 
sozialdemokratischen Massen von der 

beispiellosen Krise erfasst wurden. 

Kurs auf den Deutschen Oktober 

Es war vor allem die russische bolsche-
wistische Partei und die Führung der 
Komintern3, der „Weltpartei der Revolu-
tion“, von denen man sich Rat, Hilfe und 
Unterstützung erhoffte. Immerhin hat-
ten die schon eine erfolgreiche Revoluti-
on hinter sich gebracht. Genau hier be-
stand aber 1923 ein weiteres Problem. 
Am 9. März schied Lenin nach einem 
neuen Schlaganfall vollständig aus der 
politischen Führung aus. Es entbrannte 
ein Kampf um die Nachfolge. Neben 
Lenin war Leo Trotzki wohl der bekann-

teste Parteiführer. Doch Lenins langjäh-
rige Vertraute Sinowjew und Kamenew 
gingen ein Bündnis mit Stalin ein mit 
dem Ziel, Trotzki und seine Unterstüt-
zer:innen von der Führung zu verdrän-
gen. Alles, was in den Monaten ab Au-
gust in der Deutschlandpolitik der Kom-
munist:innen geschieht, wird von den 
Machtkämpfen in Moskau beeinflusst 
und überlagert. 

Die Wahrnehmung der deutschen Ereig-
nisse wird auch dort bis zum August 
durch die bisherigen Niederlagen der 
KPD bestimmt. Das wird noch im Juni 
deutlich, als die Komintern anlässlich 
des geplanten Antifaschistentages die 
deutschen Genoss:innen davor warnt, 

GESCHICHTE 

>> Am 23. August beschließt die Führung der 
russischen KP, in Deutschland Kurs auf den 

bewaffneten Aufstand zu nehmen. Schwerpunkt 
liegt dabei auf der technischen Sicherstellung und 
dem Aufbau eines Apparates. Außer Acht blieb das 
Erklären und Propagieren der Politik der Partei. << 

Oktober 1923: Die abgesagte Revolution 

I n der Aurora Nr. 34 vom Juni haben wir geschildert, wie sich in Deutschland 1923 nach Besetzung des 
Ruhrgebiets durch französische und belgische Truppen und der Ausrufung des „passiven 
Widerstandes“ durch die konservative Reichsregierung unter Wilhelm Cuno die innenpolitische 
Situation zunehmend verschärfte. Eine historisch beispiellose Hyperinflation trieb die Massen in die 

Verzweiflung und zu Streiks, die Cuno im August zum Rücktritt zwangen. Eine „Große Koalition“ unter dem 
DVP1-Politiker Gustav Stresemann und mit Beteiligung von Sozialdemokraten trat an seine Stelle. Hier soll 
es nun wie angekündigt um den „tatsächlichen Versuch der Revolution im Oktober 1923“ gehen.  
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GESCHICHTE  
die Partei in eine Niederlage zu führen. 
Erst mit den Streiks im August und dem 
Sturz der Regierung Cuno ergibt sich 
auch aus Moskau eine völlig neue Per-
spektive. Was nun kommt, ist der Ver-
such einer gigantischen Beschleunigung 
der Ereignisse. Am 23. August beschließt 
die Führung der russischen Kommunis-
tischen Partei, in Deutschland Kurs auf 
den bewaffneten Aufstand zu nehmen. 
Schwerpunkt liegt dabei auf der techni-
schen Sicherstellung und dem Aufbau 
eines Apparates. Außer Acht blieb das 
Erklären und Propagieren der Politik der 
Partei. Während aus der Sowjetunion 
entsandte Militärs in Deutschland eilig 
eine Aufstandsorganisation aufstellten, 
saß die Brandler-Führung in Moskau fest 
und wartete – auf eine eilig angesetzte 
Konferenz. 

Die Brandler-Führung kam erst am 10. 
Oktober aus Moskau weg – und unmit-
telbar nach dem Eintreffen in Deutsch-
land trat die KPD mit zwei Ministern 
und Brandler als Leiter der Staatskanzlei 
in die linkssozialdemokratische Landes-
regierung in Sachsen ein. Das Konzept 
einer „Arbeiterregierung“ gemeinsam 
mit den Sozialdemokrat:innen war Teil 
des Konzeptes, das die Komintern viel 
diskutiert hatte, um Einfluss auf die 
noch sozialdemokratischen Massen zu 
gewinnen – das Konzept der Arbei-
ter:inneneinheitsfront: Mit der Sozialde-
mokratie gemeinsam konkrete Kampf-
maßnahmen im unmittelbaren Interes-
se aller Arbeitenden vereinbaren und im 

Kampf selber dann unter Beweis stellen, 
dass die Kommunist:innen die ehrliche-
ren und entschlosseneren Partner:innen 
in diesem Bündnis sind. Das Ganze 
konnte auf Regierungsebene nur in einer 
sehr zugespitzten Situation funktionie-
ren, denn Kommunist:innen, die den 
bürgerlichen Staat abschaffen wollen, an 
der Spitze des Staates, wenn auch nur in 
einem Bundesland, stellen unmittelbar 
die Machtfrage. Auch in Thüringen tra-
ten Kommunist:innen in die Regierung 
ein und in beiden Ländern existierten 
„proletarische Hundertschaften“, die 
bewaffnet wurden. 

Die Reaktion des sozialdemokratischen 
Reichspräsident Ebert, der schon 1919 
die Revolution blutig hatte niederschla-
gen lassen, war vorhersehbar. Er ließ am 
16. Oktober Reichswehrtruppen in Sach-
sen und Thüringen einmarschieren und 
wollte die Landesregierungen entmach-
ten. Am 21. Oktober fand ein Betriebsrä-
tekongress in Chemnitz statt. Die Kom-
munistischen hatten darauf gehofft, dass 
von diesem ein geeintes Signal zum Auf-
stand ausgehen werde – zur Verteidi-
gung der gewählten Landesregierungen 
gegen Eberts Gewaltstreich. Doch die 
Mehrheit der Betriebsräte bekamen kalte 
Füße und lehnten es ab, zum General-
streik aufzurufen. 

Die KPD hatte in ganz Deutschland den 
Aufstand vorbereitet, den sie nun schnell 
absagen ließ. Nur in Hamburg wurde 
doch losgeschlagen, angeblich weil der 
Kurier nicht rechtzeitig ankam. Doch 

dieser einsame „Hamburger Aufstand“ 
konnte leicht niedergeschlagen werden. 

So wurde die letzte Gelegenheit auf eine 
Revolution in Deutschland nach dem 
Ersten Weltkrieg im Jahr 1923 einfach 
abgesagt. Sie bot sich nicht so bald wie-
der und 10 Jahre später waren es die Na-
zis, die die bürgerliche Weimarer Repub-
lik abschafften. Es lohnt sich, dieses Ka-
pitel der deutschen Geschichte einge-
hend zu studieren, denn mit Sicherheit 
hat die KPD 1923 eine einmalige Gele-
genheit verpasst. Aber die Schuld trifft 
auch die Kominternführung, die die Ent-
wicklung im Frühsommer ebenso ver-
schlafen hatte und zu spät und zu einsei-
tig mit den Vorbereitungen auf den Auf-
stand begann. 

Dimitri Otto und Richard Lux, Berlin 

 
 

Fußnoten: 

1 Deutsche Volkspartei 

2 Lenin: Der „linke Radikalismus“, die Kinderkrank-
heit im Kommunismus, LW Bd. 31, S. 71/72. 

3 Kommunistische Internationale, 1919 gegründet, 
1943 von Stalin aufgelöst. 
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Reichswehr im sächsischen Freiberg, Oktober 1923 



Ende Juli hat das diesjährige Som-
mercamp der RSO in Nord-
Brandenburg stattgefunden. Teil-
nehmende kamen aus Deutschland, 
Österreich, Frankreich, England  
sowie den USA. Die Summer School 
der drei ersten Tage war dem inten-
siven Studium der heutigen Klas-
senkämpfe gewidmet. Dabei ging es 
ebenso um die Ursachen der Inflati-
on und Probleme des Streikrechts 
wie um ganz konkrete Kämpfe: Von 
den Berliner Lehrkräften, der Berli-
ner Krankenhausbewegung sowie 
den großen Bewegungen des letzten 
Jahres in Frankreich und England 
haben Genoss:innen berichtet, die 
selbst an diesen Kämpfen teilge-
nommen haben. Wir hatten dieses 
Jahr auch andere revolutionäre 
Strömungen eingeladen und Ge-
noss:innen von GAM, RIO/KGK und 
Workers‘ Liberty (GB) sind dieser 
Einladung gefolgt. Gemeinsam mit 

unseren Genoss:innen der RSO und 
aus der NPA in Frankreich saßen sie 
mit auf der Podiumdiskussion 
„Inflation, Krieg, Streiks: Was tun 
innerhalb und außerhalb der Ge-
werkschaftsbewegung?“. Ein Aus-
tausch, der deutlich gemacht hat, 
dass uns Revolutionär:innen das-
selbe Bestreben eint, Streiks und 
Kämpfe voranzutreiben, die von den 
Kämpfenden selbst kontrolliert wer-
den und nicht von den bürokrati-
sierten Gewerkschaftsapparaten. 
Auch wenn in Bezug auf Methoden 
und Strategien, wie wir dieses Ziel 
erreichen können, unterschiedliche 
Nuancen sichtbar wurden, konnten 
alle Organisationen jeweils eigene 
Erfahrungen einbringen, die uns 
alle bereichert haben. Nun stellt 
sich die Frage, wie wir als revolutio-
näre Kräfte Austausch und Zusam-
menarbeit vertiefen können: Wäre 
angesichts der verallgemeinerten 

Inflation und dem Aufstieg der 
Rechten in Europa vielleicht eine 
europaweit koordinierte Kampagne 
für höhere Löhne möglich? 

Nach der intensiven politischen 
Auseinandersetzung gab es eine 
Woche lang mehr Zeit auch zur Ent-
spannung und für Kultur. Aber auch 
die politischen Debatten und Dis-
kussionen wurden fortgesetzt. Wir 
haben die Welt ein Stückchen bes-
ser verstanden und gleichzeitig sind 
auch die Lust und die Entschlossen-
heit gewachsen, sie zu verändern!

D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 

vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 
denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unterschiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 

Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 
und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und 
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organi-
sation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN  
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